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Beachte 

Anwendbar auf Streitbeilegungsbeschwerden hinsichtlich Streitfragen in einem Zusammenhang mit 
Einkommen oder Vermögen, das in einem Besteuerungszeitraum, der am oder nach dem 1. Jänner 2018 
beginnt, erwirtschaftet wird. 

Text 

Pflicht der österreichischen zuständigen Behörde 

§ 56. (1) Die österreichische zuständige Behörde hat dem Schiedsgericht auf dessen Ersuchen 
zusätzliche Informationen, Nachweise oder Unterlagen zu übermitteln. 

(2) Die österreichische zuständige Behörde kann die Übermittlung verweigern, wenn 

 1. die Erlangung der ersuchten Informationen, Nachweise oder Unterlagen die Durchführung von 
Verwaltungsmaßnahmen erfordert, die gegen österreichisches Recht verstoßen würden, 

 2. die ersuchten Informationen, Nachweise oder Unterlagen nach dem österreichischen Recht nicht 
beschafft werden können, 

 3. die ersuchten Informationen, Nachweise oder Unterlagen Handels-, Geschäfts-, Gewerbe- oder 
Berufsgeheimnisse oder Geschäftsverfahren betreffen oder 

 4. die Preisgabe der ersuchten Informationen, Nachweise oder Unterlagen der öffentlichen Ordnung 
widerspricht. 

Schlagworte 

Handelsgeheimnis, Geschäftsgeheimnis, Gewerbegeheimnis 
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